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Ueber „Collegia publica“ an unferen Univerfitäten. 


In Betreff der Vorleſungen an den Univerſitäten unterſcheidet 
mau ſolche, welche entgeltlich und ſolche, welche unentgeltlich abgehalten 
werden. Letztere nennt man „collegia publica“. Da durch die Umän⸗ 
derung der Studieneinrichtungen an den öfterreichifchen Univerſitäten im 
Jahre 1850 die Entlohnung der Profeſſoren zum Theile auf die aus 
den Collegiengeldern erwachſenden Einkünfte geſtützt wurde, ſo iſt es 
nicht zu verwundern, wenn die „collegia publica“ kein Schoßkind der 
Profeſſoren und der ſtaatlichen Obergewalt wurden. Man ging aber in 
ſeiner geringen Neigung für ſolche Collegien faſt zu weit und vergaß 
offenbar auf den hohen Werth, welchen unentgeltliche Vorleſungen für 
die Ausbreitung wiſſenſchaftlicher Kenntniſſe auch in weiteren Kreiſen 
haben, auf die belebende Anregung, welche fie auch den Studirenden | 
anderer Facultäten bieten. Wenigftens muß es Perſonen, die in Deutſch⸗ 
land einige Univerſitäten kennen gelernt haben, auffallen, nicht bloß 
wie wenig „publica“ in Oeſterreich geleſen werden, ſondern auch mit 
welch geringem Erfolg. Unſerer Anſicht nach ſcheint daran die gegen⸗ 
wärtige geſetzliche Regelung der „collegia publica“ mitſchuldig zu fein. 

Nach der Miniſterialverordnung vom 12. Juli 1850 haben 
die ordentlichen Profeſſoren ihre Collegien über diejenigen Lehrfächer, 

für welche fie angeſtellt find, in einer entſprechenden Stundenzahl um 
das regelmäßige Collegiengeld zu leſen ($ 5). Es find dies die 
Hauptcollegien der Profeſſoren, auf die ſie in erſter Linie ihre Thätig⸗ 
keit zu richten haben. Da der Staat einmal den Grundſatz aufgeſtellt 
hatte, daß die Profeſſoren für ihre Thätigkeit zum Theile aus den 
Collegiengeldern entlohnt werden ſollten, war dieſe Anordnung in vollem 
Umfange nöthig. Einerſeits mußte der Staat dafür ſorgen, daß den 
Profeſſoren das Einkommen nicht geſchädigt werden könnte, etwa durch 
Einführung eines abusus von Seite eines das Einkommen minder be⸗ 
achtenden Profeſſors, welcher ſeine Hauptcollegien unentgeltlich liest: 
dies geſchah, indem dieſe Collegien entgeltlich geleſen werden müſſen; 
andererſeits war der Staat gegenüber den Studirenden verpflichtet, dafür 
zu ſorgen, daß dieſelben jene Vorleſungen, die ſie beſuchen müſſen (die 
Hauptcollegien) nicht unnöthig theuer zu bezahlen hätten, eben in Folge 
jenes vom Staate angenommenen Grundſatzes: auch dies erfolgte, in⸗ 
dem angeordnet wurde, die Hauptcollegien ſeien um das geſetzliche 
Minimum zu leſen 


Durch die gleiche Verordnung wurde ferner (8 8) „jeder ordent⸗ 
Profeſſor verpflichtet, wenigſtens in jedem dritten 
einer oder 


ein anderes Fach, worüber zu leſeu er zwar nicht verpflichtet, aber be⸗ 
rechtigt wurde, zu leſen.“ Der Studirende ſollte die Möglichkeit haben, 
wenigſteus einen Theil der nothwendigen Fachcollegien, oder einen an⸗ 
deren Wiſſenszweig unentgeltlich zu hören und der Profeſſor ſollte in 
einem materiellen Intereſſe nicht empfindlich geſchädigt werden, bei 
| feiner im Decrete abgegrenzten Pflicht nicht zu einer großen unentgelt⸗ 
lichen Leiſtung gezwungen werden: daher die Seltenheit der Collegien 
und ihre Beſchränkung auf eine geringe Stundenzahl; daher ferner die 
Beſtimmung, daß der Profeſſor die auf die „publica“ „verwendeten 
Stunden bei Berechnung ſeiner pflichtmäßigen Stundenzahl ſeiner Haupt⸗ 
collegien zu Guten rechnen“ darf. (§S 8 al. 2 ebd.) 

Neben dieſer Verpflichtung der ordentlichen Profeſſoren be⸗ 
ſteht aber noch die Berechtigung derſelben, Collegien abzuhalten 
und dieſer Berechtigung gegenüber nimmt der Staat eine weſenklich an⸗ 
dere Stellung ein. Es kann ihm nur daran gelegen ſein, daß der Pro⸗ 
ſeſſor recht viele Collegien abhalte und nicht unter welchen Bedin⸗ 
gungen, ob zu hohen oder zu niederem Preiſe oder gar unentgeltlich, 
nur das eine darf der Staat nicht außer Acht laſſen, daß durch „col- 
legia publica“ nicht die Hauptcollegia eines anderen Profeſſors zer⸗ 
ſtört werden, denn dieſe entgeltlich zu leſen hat er den Profeſſor ver⸗ 
pflichtet; daß ferner durch ſolche „Collegia“ nicht die anregende Doppel⸗ 
vertretung der Wiſſenſchaft unmöglich gemacht werde, indem ein Pro⸗ 
feſſor unentgeltlich liest, was ein Privatdocent angekündigt, denn es iſt 
Staatsintereſſe, daß ein geſunder Nachwuchs von Männern der Wiſſen⸗ 
ſchaft gefördert werde. Aus dieſer Anſchauung ergeben ſich die Beſtim⸗ 
mungen derſelben Verordnung (§ 8 al. 3, 4), daß ein Profeſſor un⸗ 
entgeltlich nur mit Genehmigung des Unterrichtsminiſteriums 


leſen darf und daß „das Unterrichtsminiſterium bei Ertheilung einer ſolchen 


Genehmigung darauf ſehen werde, daß durch dieſelbe nicht ein in dieſem 
Fache heranſtrebender Privatdocent unterdrückt würde.“ 
Stimmen wir nun mit allen dieſen Anordnungen überein 
und finden wir ſie vollberechtigt, ſo iſt dies nicht der Fall mit der 
anderen Beſchränkung der Berechtigung der Profeſſoren, collegia publica 


zu leſen, nämlich jene, wornach dem Profeſſor nur geſtattet iſt, in dem 


Falle unentgeltlich zu leſen, als „nach der eigenthümlichen Beſchaffenheit 
eines Lehrgegenſtandes der Beſuch eines Collegiums, deſſen Zuſtan⸗ 
dekommen wünſchenswerth iſt, durch die Forderung eines Hono⸗ 
rars weſentlich beeinträchtigt würde“. Dieſe Doppelforderung: 
einzugeſtehen, daß bei gewöhnlichen Verhältniſſen das Collegium fo 
gut wie gar nicht beſucht würde, und den Nachweis zu lieſern, daß 
das Zuſtandekommen des Collegiums wünſchenswerth wäre, komme 
einem Verbot des collegium publicum nahezu gleich. Und in 
der That iſt der praktiſche Erfolg wirklich dieſer geweſen. 

Läßt ſich nun dieſe Anordnung in Betreff der Profeſſoren noch 


entſchuldigen, inſoſerne als man ſagen könnte, 
Abhalten der „collegia publica“ einſchränken, um nicht einen moraliſchen 
Zwang auf die Profeſſoren zur Abhaltung auszuüben, um nicht die 
einerſeits gewährte Verbeſſerung der materiellen Lage andererſeits auf 
ein Minimum zu reduciren, um nicht durch den Uebereifer Einzelner 
einen Mißbrauch, einen Druck gegen Minderbemittelte aufkommen zu 
laſſen: fo iſt fie völlig ungerechtſertigt in ihrer An wendung auf 
die Privatdocenten. Die obeit. Min.⸗Verord. erklärt nämlich (im 
8 9) ferner: „Privatdocenten .. . dürfen alle ihre Collegien 
entweder um das geſetzliche Minimum des Collegiengeldes oder um ein 
höheres, unentgeltlich aber nur unter den im vorigen Para- 
graph — dieſer enthält eben die beſprochenen Stellen — geſtell⸗ 
ten Bedingungen leſen“. Privatdocenten haben ſonach keine Pflicht, 
„collegia publicu“ zu leſen, ſondern nur das Recht hiezu unter den 
gleichen Bedingungen wie die ordentlichen Profeſſoren, d. h. unter Ge⸗ 
nehmigung des Miniſteriums in dem Falle, wenn das Zuſtandekommen 
des Collegiums wünſchenswerth, aber wegen der Geldforderung unwahr⸗ 
ſcheinlich iſt. Es iſt kaum ein Fall zu denken, in welchem darnach ein 
Privatdocent ein „Collegium publieum“ leſen könnte, nicht wegen der 
Unwahrſcheinlichkeit, die Genehmigung des Miniſteriums oder die Zu⸗ 
ſtimmung des Profeſſorencollegiums zu erlangen, ſondern wegen der 
Schwierigkeit, die beiden Vorbedingungen nachzuweiſen, ſobald ihr 
Nachweis verlangt wird. Immer ſind daher „collegia publica“ 
von Privatdocenten geleſen worden, wann und wo der Nachweis in 
der einfachen Ankündig ung der Vorleſung als einer un- 
entgeltlichen in der Vorleſeordnung vollzogen ſchien. 
Unterſuchen wir nämlich die Wirkung, welche die Beſtimmungen 
auf das Abhalten von unentgeltlichen Vorleſungen hatten, und nehmen 
hiezu als praktiſches Beiſpiel die letzten 23 Semeſter an der Grazer 
Univerſität, jo finden wir Folgendes: An der juridiſchen und medieini⸗ 
ſchen Facultät haben nur Proſeſſoren „collegia publica“ abgehalten, an 
der philoſophiſchen in der weitaus überwiegenden Majorität. An der 
juridiſchen Facultät wurden in dieſen 23 Semeſtern 33 ein⸗, 5 zwei⸗ 
und ein dreiſtündiges, ſomit im Ganzen 39 „collegia publica“ abgehal⸗ 
ten. Es entſpricht dies ſowohl nach der Zahl der Collegien überhaupt, 
als nach der Einſchränkung der einzelnen Collegien auf ein und zwei 
Stunden der Verpflichtung, welcher die an der Facultät docirenden 
ordentlichen Profeſſoren unterworfen ſind, ziemlich genau. Dasſelbe gilt 
in Betreff der mediciniſchen Facultät, an welcher 35 ein-, ein zwei⸗ 
und zwei ſechsſtündige „collegia publica“, im Ganzen 38 abgehalten 
wurden ). An der philoſophiſchen Facultät laſen die Profeſſoren 92 
ein⸗, 50 zwei⸗, 1 drei⸗ und 1 ſechsſtündiges, im Ganzen 144, die 
Privatdocenten 5 ein-, 8 zwei⸗ und ein vierſtündiges, im Ganzen 
14 „eollegia publica“. Rechnen wir nun auch die an 60 Collegien be- 
tragenden Seminarübungen ab, welche an der philoſophiſchen Facultät 
unentgeltlich geleſen werden, ſo finden wir doch eine größere Zahl von 
Collegien (84), als den auf dieſe Facultät entſallenden pflichtmäßigen 
„»ollegiis publicis“ entſpricht. Es dürfte ſich dies in erſter Linie daraus 
erklären, daß an der philoſophiſchen Facultät bei der notoriſchen Unbemittelt⸗ 
heit der Studirenden derſelben, der geringen Hörerzahl, welche 
auf ein Collegium entfallen, die meiſten Collegien ſactiſch unentgeltlich 
oder wenigſtens ſo gut wir unentgeltlich geleſen werden, und daß die 
minder ſtrenge Einhaltung der obgeſchilderten Erforder— 
niſſe gang und gäbe wurde. Damit ſtimmt insbeſondere, daß allein 
an der philoſophiſchen Facultät Privatdocenten „collegia publica“ 
abhielten, ohne daß dieſelben dem Inhalte nach als dringend wünſchens⸗ 
werth erſcheinen (ſie concurriren oft mit ähnlichen Collegien) oder daß 
der Beſuch erwieſenermaßen geſtockt, falls die Entlohnung gefordert 
worden wäre; wenigſtens wurden ganz ähnliche Collegien derſelben 
Docenten früher oder ſpäter gleich ſtark beſucht. Offenbar haben die 
Privatdocenten (vielleicht in glücklicher Unkenntniß der betreffenden Ver⸗ 
ordnung) ihre Collegien als „publica“ in der Vorleſeordnung einfach 
angekündigt, das Profeſſorencollegium, von dem einzelne Mit⸗ 
glieder es vielleicht ähnlich machten, ließ die Vorleſeordnung paſſir en 
und das Miniſterium gab ſeine Genehmigung, da ja mit der Ein⸗ 
bringung des Vorſchlages alle Bedingungen erfüllt ſein mochten. 


) Von 14 fünfſtündigen Collegien kann man füglich abſehen, da die⸗ 
ſelben faſt alle Semeſter über den gleichen Gegenſtand gelefen, fich als dasſelbe 
wiederholte Collegium und als die Genügeleiſtung einer übernommenen Pflicht 
repräſentiren. 
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der Staat mußte das 


Mit dieſer Abſchweifung haben wir zu zeigen verſucht, daß das 
Abhalten von unentgeltlichen Collegien auf ein Minimum redueirt 
wurde, daß in Betreff der Auslegung der beanſtändeten Stelle die weſent⸗ 
lichſten Differenzen herrſchen, von Facultät zu Facultät, und daß dieſelben 
ſaſt traditionell geworden ſind, was um ſo greller hervortreten dürfte, 
wenn man erfährt, daß mündliche Anfragen bei Decanen der juridiſchen 
Facultät, ob Privatdocenten unentgeltliche Vorleſungen abhalten dürfen, 
wiederholt direct ablehnend beſchieden wurden, und daß die Decane 
dabei gewiß in voller Ueberzeugung von der Richtigkeit ihrer Er⸗ 
klärung ſprachen 

Eine der erſten Forderungen, welche R. Mohl dem Geſetzgeber 
zur Erfüllung vorſchreibt: Klarheit und Deutlichkeit, wird ſomit von der 
citirten Stelle nicht erfüllt; ſchon aus dieſem Grunde ſollte ihre Ver⸗ 
beſſerung angeſtrebt werden, noch mehr aber deßhalb, weil ſie den 
Werth des „collegium publicum“ zu gering anſchlägt. In erſter 
Linie trifft ja doch dieſe Einſchränkung des Rechtes, unentgeltliche 
Collegien zu leſen, die Schuld, daß ſo wenige Collegien dieſer Art abge⸗ 
halten wurden, und das iſt gewiß ein Schaden für die Wiſſenſchaft. 

Unentgeltliche Collegien ſind die beſten Mittel, der Wiſſenſchaft 
einen weiteren Verbreitungskreis zu gewinnen. Männer, welche der 
Schule ſchon länger entwachſen ſind, Praktiker werden am eheſten ſolche 
Vorleſungen beſuchen, Studirende anderer Facultäten, Minderbemittelte 
werden am leichteſten in ſolchen Collegien ihren Wiſſensdrang befriedigen 
können. Das bewirkt aber eine Annäherung zwiſchen Theorie und 
Praxis, wie ſie nur gewünſcht werden kann; das erweckt und fördert 
den wiſſenſchaftlichen Eifer, der nicht genug Förderung finden kann. 
Der größere Werth liegt noch auf einer anderen Seite. Gegenwärtig 
nämlich drängt ſich bei dem geringen wiſſenſchaftlichen Streben (d. Stud.) die 
Mehrzahl der Docenten dazu, die Hauptcollegien zu leſen, weil ſie bei 
dieſer ſicher auf Hörer rechnen können, nicht ſo, wenn ſie die Special⸗ 
collegien abhalten. So ereignet ſich z. B. in Graz in dem Winter- 
ſemeſter 1877/78 das Ungeheuerliche, daß von 4 Docenten jeder das 
Ordinarium, keiner ein Specialcollegium liest und in der Folge 
wer den Spec ialcollegia ganz aus dem Catalog verſchwinden. 
Würde es den Privatdocenten leichter gemacht ſein, unentgeltlich zu 
leſen, ſo würden ſie gewiß Specialcollegien als „publica“ ankündigen, 
denn ſie gewinnen durch dieſelben Alles, was ſie gewinnen wollen: 
Uebung im Vortrag, Gewandtheit in der Darſtellung, Anerkennung 
ihrer Fähigkeiten. (Man kann doch nicht etwa behaupten, daß die 
80—100 fl., welche ein Privatdocent ſich beſten Falls durch Collegia 
verdienen kann, weſentlich feinen Lebensunterhalt ausmachen). B.i den 
gegenwärtigen Verhältniſſen aber muß der Privatdocent fi immer 
mehr auf die Hauptcollegien werfen, zum Nachtheil für die Wiſſenſchaft, 
für die Studirenden, für die Mitdocenten und feiner ſelbſt. Die 
Wiſſenſchaft gewinnt nichts, wenn in wenigen Stunden ihr ganzer 
Inhalt mehr oder minder anziehend ſummariſch abgethan wird; die 
Studirenden haben keinen Vortheil, wenn ein Gegenſtand viermal vor⸗ 
getragen wird, wenn nicht der, welcher es am beſten vermag, dies thut; 
die Mitdocenten werden unwillkürlich auf einen geſpannten Fuß gebracht, 
und die eigene Ausbildung bleibt zurück, weil die Maſſe der ganzen 
Wiſſenſchaft in kurzer Zeit und immer wieder auſ's neue bewältigt 
werden will. Gerade entgegengeſetzt wirken Specialcollegien. Ein ein⸗ 
gehendes Collegium eines Wiſſenſchaftstheiles kann dieſen bis' in das 
innerſte durcharbeiten, wird in den meiſten Füllen den Grund für eine 
Einzelabhandlung legen und fördert ſo die Vertiefung und Aus⸗ 
bildung der Wiſſenſchaft im Einzelnen; die Studirenden werden mit 
der eingehenderen Kenntniß eine Liebe zu dem Gegenſtande in die 
Welt hinausbringen, wie alle ſummariſchen Hauptcollegien ſie nicht 
ſchaffen können; mit dem beſtändigen Concurriren muß die Scheelſucht 
fallen und mit der eingehenden Detailbearbeitung allein wird der 
Docent ſeine Bildung heben und ſtärken. 

Alles drängt ſomit auf Abhaltung von Specialcollegien, aber fie 
ſind nicht möglich, ſolange keine „publica“ geleſen werden können, denn 
nur die Unentgeltlichkeit könnte dem Mangel an größerem Wiſſens⸗ 
drange die Wage halten. Im Intereſſe Aller, welche die Wiſſenſchaft 
fördern wollen, läge ſomit die Beſeitigung der beiden beanſtändeten 
Einſchränkungen des Abhaltens unentgeltlicher Vorleſungen. 

Speciell gegenüber den Privatdocenten entbehren dieſelben ſchließlich 
auch eines jeden inneren Grundes. So lange der Privatdocent mehr 
auf der Stufe eines Aſſiſtenten und Subftituten ſtand, mochten ſich 
dieſe Beſtimmungen noch theilweiſe rechtſertigen laſſen, aber ſeit die 
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erleuchtete Geſetzgebung den Grundſatz aufſtellte: Privatdocenten Das Bezirksgericht hat mit dem Erkenntniſſe vom 16. Auguſt 
ſind nicht vom Staate beſtellte, ſondern von dieſem nur zugelaſſene 1874 Paul und Magdalena R. wegen Uebertretung des 8 459 St. 
Lehrer (8 2. Geſetz vom 27. April 1873, Nr. 63 R. G. B.) find G. und des § 1 des Geſetzes vom 10. Mai 1873 (Nr. 108 R. G. 
fie ohne geſetzgeberiſchen Halt. Dem bloß „zugelaſſenen Lehrer“ kann B.) zu viertägigem Arreſt verurtheilt. Gleichzeitig hat das Bezirksgericht 
man Rechte gewähren, man kann ihm Begrenzungen feiner Berechtigung | die Bezirkshauptmannſchaft ddo. 17. Auguſt 1874 verſtändigt, derſel⸗ 
aufſtellen, aber man kann ihm keine Pflicht auſerlegen. Es wäre aber ben die bei den Eltern befindlichen 4 Kinder Johann, Adalbert, Wen⸗ 
eine Verpflichtung, wenn man erklärte, der Privatdocent dürfe nur ent⸗ zel und Johann und die verurtheilten Eltern nach ausgeſtandener 
geltlich leſen. Das geſchieht zwar durch das Geſetz nicht, auch eine Strafe, d. i. am 20. Auguſt 1874 zur weiteren Amtshandlung übergeben. 
Stelle (8 9) des Miniſterialerlaſſes vom 19. December 1848 jagt: Die Bezirkshauptmannſchaft hat dieſe Perſonen der Gemeinde O. 
„die Privatdocenten ſind berechtigt“ (alſo nicht verpflichtet), „von zur Verwahrung und Verpflegung übergeben. Am 21. Auguſt 1874 
ihren Zuhörern Honorare zu fordern“; aber jene wiederholt angezo⸗ hat das Gemeindeamt in O. der Bezirkshauptmannſchaſt berichtet, daß 
genen Beſchränkungen machen das gewährte Recht geradezu illuſoriſch die Zigeuner in der Nacht vom 20. auf den 21. Auguſt 1874 die Mauer 
und führen die Verpflichtung thatſächlich, wenn ſchon nicht rechtlich, ein. im ſtädtiſchen Arreſte durchbrochen haben und durch die gemachte 
Wenn der Staat die Verleihung der „venia docendi“ fördert, Oeffnung entflohen find, wodurch der Gemeinde ein Schaden von 3 fl. 
fo thut er dies im wohlverſtandenen Intereſſe der Wiſſenſchaft, aber verurſacht worden. Zugleich hat die Gemeinde an Verpflegskoſten liqui⸗ 
in dieſem Intereſſe liegt es nicht, daß möglichſt viel gleiche, ſondern dirt: für die vier Söhne des R. in der Zeit vom 17. bis 20. Auguſt 
daß möglichſt viel verſchiedene tieferdringende Collegien abgehalten 1874 à 44 kr. pr. Tag und Perſon 7 fl. 4 kr., für die Eheleute 
werden; in dieſem Intereſſe liegt es nicht, daß der Privatdocent ſich[ Paul und Magdalena R., dann den Sohn Karl für 1 Tag à 44 kr. 
etwas verdient, ſondern daß er Werthvolles lehrt und daß er die —1 fl. 32 kr., zuſammen 8 fl. 36 kr. und um die Hereinbringung der Koſten 
Arbeit aufnimmt, wo ſie der Ordinarius liegen läßt, bei der feineren von der Heimatsgemeinde, angeblich P., gebeten. 
Detailbildung des Jüngers der Wiſſenſchaft. Wenn der Staat den Die Nachforſchungen über das Heimatsrecht dieſer Zigeuner in den 
Privatdocenten vortragen läßt, ſo übernimmt er ja keine Verpflichtung, Gemeinden P. und B. blieben erfolglos. 
ihm eine gewiſſe Subſiſtenz zu gewähren, wie z. B. gegenüber dem ange⸗ Die Bezirkshauptmanſchaft hat mit dem Erlaſſe vom 14. April 
ſtellten Profeſſor; ob der Privatdocent ſich etwas verdient durch ſeine 1876 die Gemeinde L. zur Berichtigung der Verpflegskoſten pr 8 fl. 
Vorträge oder nicht, das iſt ſeine eigenſte Sache. Nur darum ſoll ſich 36 kr. verpflichtet erkannt, weil die Erhebungen über das Heimatsrecht 
der Staat kümmern, daß nicht das materielle Intereſſe der von ihm der Zigeuner erfolglos geblieben ſind, indem die Gemeinden P. und 
angeſtellten Profeſſoren empfindlich verletzt werde durch unentgeltliche B. ihre Zuſtändigkeit nicht anerkennen, ſomit dieſe Koſten von der 
Vorleſungen über Hauptfächer, durch ungebührliche Ausdehnung der Heimatsgemeinde nicht hereingebracht werden können, die Gemeinde O. 
„eollegia publica“. Es iſt feine Pflicht, ſich darum zu kümmern, weil um den Erſatz dieſer Koſten, welche nach dem Geſetze vom 27. Juli 
er mit der gewährten Anſtellung auch eine entſprechende Entſchädigung 1871 (Nr. 88 R. G. Bl.) eigentlich gleich urſprünglich von jener Ge⸗ 
der Arbeitsleiſtung zugeſagt hat, die nicht durch willkürlichen Eingriff meinde hätten berichtigt werden ſollen, in deren Gebiete die Zigeuner⸗ 
eines Dritten gekränkt werden darf. Aber dazu braucht es nicht jener bande angehalten wurde, angeſucht hat und nach 8 14 des erwähnten 
weitgehenden Beſchränkungen, es genügt, wenn das Miniſterium ſeine Geſetzes die Tragung der vom Zeitpunkte der Anhaltung einer Perſon 
Genehmigung zu ertheilen hat, wenn „collegia publica“ von Privat- zum Zwecke der Abſchiebungsveranlaſſung bis zur Vollſtreckung des 
docenten über die Haupteollegien nicht geleſen werden dürfen, Erkenntniſſes auflauſenden Verpflegskoſten jener Gemeinde obliegt, in 
wenn ihre unentgeltlichen Collegien nicht mehr als zwei-, höchſtens deren Gebiete die Perſon angehalten wurde. 
dreiſtündig ſein dürften. Im Statthaltereirecurſe machte die Gemeinde L. geltend, daß die 
Es läge ſomit im Intereſſe der Wiſſenſchaft und entſpräche dem Zigeuner in einer Gemeinde heimatberechtigt ſein müſſen, und dieſe 
klar fixirten Standpunkt des Staates, wenn die beiden Zuſätze des Heimatsgemeinde die Koſten zu tragen habe, indem ſonſt der recurriren⸗ 
$ 8 (im 3. alinea) der Miniſt⸗Verordg. vom 12. Juli 1850 | den Gemeinde eine unerträgliche Laſt aufgebürdet werden würde. 
allgemein, ſowohl für Profeſſoren wie für Privatdocenten, Die Statthalterei hat mit dem Erlaſſe vom 10. Juli 1876 dem 
beſeitigt würden. Minder entſprechend, obſchon ein weſentlicher Fort⸗ Recurſe Folge gegeben und erkannt, daß die Gemeinde L. zu dieſem 
ſchritt wäre es, wenn eine authentiſche Auslegung des Paragraphen ſeine Erſatze nicht verpflichtet iſt; die von der Gemeinde O. aufgerechneten 
Rigoroſität dahin milderte, daß die Eintragung einer unentgeltlichen Vor⸗ Verpflegskoſten fallen unter 2 verſchiedene Kategorien, u. zw. ſeien 
leſung in die Vorleſeordnung als Nachweis des Vorhandenſeins jener von einander zu unterſcheiden: 1. Die Verpflegskoſten, welche für die 
beiden Bedingungen zu gelten habe und daß die Genehmigung durch Kinder des Paul und der Magdalena R. und zwar für Johann, 
das Unterrichtsminiſterium gleichzeitig mit der Genehmigung des Cata- Adalbert, Wenzel und Johann, während der Zeit aufgelaufen find, als 
loges erfolge, da im andern Falle die Ankündigung der Vorleſung ihre Eltern die ihnen vom Bezirksgerichte zuerkannte Strafhaft abbüßten, 
notbwendig verſchleppt werden müßte. und 2. die Verpflegskoſten, welche nach abgebüßter Strafhaft für die 
Eine Neuregelung der Berechtigung, „collegia publica“ zu leſen, Verwahrung der Eheleute R. und ihrer 4 Kinder, ſowie des Säuglings 
würde auch zwiſchen dem Rechte der Profeſſoren und dem der Privat- Karl behufs Abſchiebungsveranlaſſung der Gemeinde O aufgelaufen 
docenten unterſcheiden müſſen, wenn es nicht als paſſend angeſehen ſind. Die sub. 1 genannten Verpflegskoſten umfaſſen den Zeitraum 
würde, ganz allgemein und in Uebereinſtimmung mit der anfänglich vom 17. bis 19. Auguſt 1874 und machen für einen Tag und Per⸗ 
dargeſtellten Pflicht der Profeſſoren, Hauptcollegien entgeltlich und um ſon à 44 kr. gerechnet, den Betrag von 5 fl. 28 kr. aus. Dieſe Ver⸗ 
das geſetzliche Minium zu leſen, auszuſprechen: Unentgeltliche Col⸗ pflegskoſten habe im Grunde des § 28 des Geſetzes vom 3. De⸗ 
legien dürfen nicht mehr als dreiſtündig und nie über Haupt⸗ cember 1863 der Gemeinde O. die Heimatsgemeinde der 4 Kinder 
collegien, d. h. welche die Studirenden hören und die Profeſſoren zu erſetzen, und die Bezirkshauptmannſchaft O. werde daher auſge⸗ 
ihrem Decrete gemäß abhalten müſſen, geleſen werden. fordert, die Erhebungen zur Sicherſtellung des Heimatsrechtes derſelben 
Juraſchek. fortzuſetzen. Die sub. 2 genannten Koſten ſeien, nachdem die Zigeuner 
f in der Nacht vom 20. zum 21. Auguſt 1874 entwichen ſind, nur für 
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er he l der e Einen Tag und zwar den 20. Auguſt 1874 für alle genannten 
Mittheilungen aus der Praxis. 7 Perſonen aufgelaufen und betragen per Perſon 44 kr., ſomit im 
Ganzen 3 fl. 8 kr. Dieſelben fallen unter die Kategorie der Ver⸗ 
Ortspolizeiliche Verpflegskoſten im Sinne des $ 14 des Schubge⸗ pflegskoſten zum Zwecke der Abſchiebungs⸗Veranlaſſung angehaltener 
ſetzes vom Jahre 1871. Individuen, gegen welche ein Schuberkenntniß nicht gefällt wird, und 
Am 14. Auguſt 1874 wurde von der Gendarmerie im Gebiete gehören daher im Sinne des § 14 des Geſetzes vom 27. Juli 

der Gemeinde L. die Zigeunerfamilie R. (beſtehend aus den Eheleuten 1871 (R. G. Bl. Nr. 88) zu den Koſten der Ortspolizei von O. 
Paul und Magdalena R. und ihren Kindern Johann 16 Jahre alt, Gegen dieſe Entſcheidung hat die Gemeinde O. den Miniſterial⸗ 
Adalbert 11 Jahre alt, Wenzel 9 Jahre alt, Johann 6 Jahre alt recurs eingebracht, worin fie behauptete, das die herumvagirenden Zi⸗ 
und dem Säugling Karl) betreten und wegen Herumvagirens dem genner der öffentlichen Mildthätigkeit der Gemeinde L. zur Laſt fielen, 
Bezirksgerichte O. zur Beſtrafung übergeben. daher nach 8 2 des Geſetzes vom 27. Juli 1871 die öffentlichen In⸗ 


tereſſen dieſer Gemeinde gefährdet wurden, ſomit dieſe Gemeinde nach Aeußern und den Hof⸗ 
0 zum wirklichen Hof⸗ und Miniſterialſecretär desſelben Miniſteriums ernannt. 


8 8 die Perſonen in Verwahrung zu nehmen, mit ihnen ein Protoko 


aufzunehmen und dasſelbe der competenten . zur Fällung | Minifteriums 


des Schuberfenntniffes vorzulegen hatte. Die Gemeinde L. habe aber | 
ganz einfach die Zigeuner nach O. abgeſchickt, wo die Bezirkshaupt⸗ 
mannſchaft die vier Kinder der Gemeinde O. zur Verwahrung und 
Verpflegung, die Eltern mit dem Sohne Karl jedoch dem Bezirks⸗ 
gerichte zur Beſtrafung übergeben habe. Die Gemeinde L. ſei dieſer 
Anordnung des § 8 nicht nachgekommen und die Gemeinde O. als 
Schubsſtation am Sitze der Bezirkshauptmannſchaft zur Berichtigung 
dieſer Koſten geſetzlich nicht verpflichtet, ſondern es habe die Gemeinde 
L., in welcher die Zigeuner aufgegriffen wurden, die aufgelaufenen Ver⸗ 
pflegskoſten per 8 fl. 36 kr. der Gemeinde O. zu erſetzen, wobei ihr 
freiſtehe, den Theilbetrag von 5 fl. 28 kr. von der unbekannten 
Heimatsgemeinde der Zigeuner hereinzubringen; den N von 
3 fl. 8 kr. habe ſie als Koſten der Ortspolizei zu tragen. Das Petit 
lautete, die Statthaltereientſcheidung aufzuheben und die Entſcheidung 
der Bezirkshauptmannſchaft, wieder in Kraft zu ſetzen. 

Das k. k. Miniſterium des Junern hat unterm 2. Februar 1877, 
3. 16.154 ex 1876 dem Miniſterialrecurſe der Gemeinde O. gegen 
die Statthalterei⸗Entſcheidung vom 10. Juli 1876 in Betreff der Be⸗ 
richtigung der Verpflegskoſten per 8 fl. 36 kr. für die Zigeunerfamilie R. 
keine Folge zu geben, zugleich aber dieſe Entſcheidung dahin zu modi⸗ 
ficiren befunden, daß die Geſammtkoſten per 8 fl. 36 kr. von der Ge⸗ 
meinde O. definitiv zu tragen find, ohne daß ein Regreß an die bis⸗ 
her nicht ermittelte Heimatsgemeinde dieſer Zigeuner zuläſſig wäre, da 
die ſämmtlichen Glieder der genannten Familie zum Zwecke der Ab⸗ 
ſchiebungsveranlaſſung in O. angehalten worden, und daher die auf⸗ 
gelauſenen Verpflegskoften nach 8 14 des Geſetzes vom 27. Juli 1871 
von dieſer Gemeinde als Ortspolizeiauslagen zu beſtreiten ſind. 

Kl. 


Verordnungen. 


Erlaß des Miniſteriums des Innern vom 2. September 1877, 3. 12.541 be⸗ 
treffend Fahrpreisnachluͤſſe auf Eiſenbahnen für Krankentransporte von öffent⸗ 
lichen Anſtalten. 

Anläßlich eines ſpeciellen Falles, wo bei Transportirung einer zahlungs⸗ 
unfähigen Irrſinnigen aus einer Landesirrenanſtalt in die andere die mit dem 
h. o. Erlaſſe vom 6. März 1877, Z. 2830 *) bekannt gegebene Eiſenbahn⸗Fahr⸗ 
preisermäßigung mit dem Bedeuten verweigert worden war, daß dieſe Begünſti⸗ 
gung nur für die Gemeinden Geltung habe, wenn ſie arme Kranke in öffentliche 
Heilanſtalten befördern oder von dort abholen, hat ein Landesausſchuß das An⸗ 
ſuchen um die Ausdehnung der zugeſtandenen Fahrpreisermäßigung auch auf 
die Falle erſterwähnter Art geſtellt. 

Das k. k. Handelsminiſterium hat nun mit Zuſchrift vom 25. Auguſt 
d. J., Z. 25.817 als Ergebniß der diesfalls eingeleiteten Verhandlung anher 
mitgetheilt, daß zufolge des an das genannte Miniſterium gelangten Berichtes 
der Direction der Kaiſerin⸗Eliſabeth⸗Bahn als derzeit geſchäftsſührenden Verwal⸗ 
tung der Eonferenz der öſterreichiſchen Eiſenbahndirectoren nach Beſchluß der 
Letzteren der Umſtand, daß die Abſtellung eines Irrſinnigen in die Krankenan⸗ 
ſtalt nicht von einer Gemeinde veranlaßt wurde, keinen Grund abgeben ſoll, für 
die Beförderung eines ſolchen armen Kranken einen ermäßigten Fahrpreis zu 
verweigern. 

Die Bahnverwaltungen behalten ſich daher vor, auch für den Transport 
von Kranken und Irren, welche von den Spitalsverwaltungen, beziehungsweiſe 
Landesausſchüſſen aus den öffentlichen Spitälern anderer Provinzen und Länder | 
in das heimatliche Kranken⸗ oder Irrenhaus überführt werden, nach Maßgabe 
der einzelnen Fälle Fahrpreisermäßigungen zu gewähren, ohne jedoch in dieſer 
Hinſicht allgemein bindende Verpflichtungen zu übernehmen. 

Hievon wird die k. k. Statthalterei im Nachtrage zum h. o. Erlaſſe vom 
6. März d. J., Z. 2830 in Kenntniß geſetzt. 


*) Mitgetheilt in Nr. 15, auf ©. 60 des Jahrgangs 1877 dieſer ih 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben den mit Titel und Charakter eines Hof⸗ und 
Miniſterialrathes bekleideten Sectionsrath der Präſidial⸗Section Gabriel Vav⸗ 
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rik v. Heves zum wirklichen Hof⸗ und Miniſterialrathe im Miniſterium des 


Druck der k. Wiener Zeitung. 


Verantwortlicher Redacteur: A. Heilmann. 


und Miniſterialconcipiſten Karl Ritter v. Schultes 


Majeſtät haben dem Sectionsrathe der Präſidial⸗Section des 
des Aeußern Ludwig Doöczi den Titel und Charakter eines Hof⸗ 
und Miniſterialrathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Hof- und Miniſterialſecretären des Mini⸗ 
ſteriums des Aeußern Philipp Nettel den Titel und Charakter eines Sections⸗ 
rathes, Wilhelnt Freih. v. Genolte⸗Merkeufeld den Titel und Charakter 
eines Legationsrathes zweiter Kategorie und Dr. Franz Riedl v. Riedenau 
den Titel und Charakter eines Sectionsrathes taxfrei, dann dem Hof- und 
Minifterialconeipiften Hugo Glanz Freih v. Aicha den Titel und Charakter 
eines Hof- und Miniſterialſecretärs verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Miniſterialconcipiſten im k. k. Miniſterium 
Innern und Lieutenant in der Reſerve des den A. h. Namen führenden 


k. k. Kämmererswürde zu 


Seine 


des 
Tiroler Jägerregiments Leopold Grafen Go ß die 
verleihen geruht. 

Seine Majeſtät haben dem peuſionirten k. k. Fregattencapitän und 
k und k. Conſul auf Malta, Ignaz Kohen als Ritter des Ordens der eifernen 
Krone dritter Claſſe in Gemäßheit der Ordensſtatuten den Ritterſtand aller⸗ 
gnädigſt zu verleihen geruht. 

Seine Majeſtät haben dem Poſtamts⸗Expedienten Georg Kött baum in 
Trieſt, in Anerkennung ſeiner vieljährigen, treuen und eifrigen Dienſtleiſtung das 
ſilberne Verdienſtkreuz allergnädigſt zu verleihen geruht. 

Seine Maße n dem geheimen Rathe Stefan Grafen Käxolyi sen. 
das Großkreuz des Steſan⸗Ordens mit Nachſicht der Taxen allergnädigſt zu 
verleihen geruht. 

Der Miniſter des Innern hat den Commiſſär der Polizeidirection in 
Brünn Anton Wodiezka dum Ober⸗Commiſſär daſelbſt ernannt. 

Der Miniſter des Innern hat den Bezirks⸗Commiſſär Ernſt Ritter v. 
Höhnel zum Statthaltereiſecretär im Küſtenlande ernannt. 

Der Finanzminiſter hat die Verwaltersſtelle bei dem Lottoamte in Inns⸗ 
bruck dem Controlor des Grazer Lotloamtes Alois Gietl verliehen. 

Der Miniſter für Cultus und ur) hat den Scriptor der Studien⸗ 
bibliothek in Salzburg Georg Schmid zum Scriptor der Univerſitätsbibliothek 
in Graz ernannt. 


Erledigungen. 


Oberförſtersſtelle bei der Salzburger Forſt⸗ und Domänendirection in der 
neunten Rangsclaſſe, eventuell eine Förſtersſtelle mit der zehnten, eine Forſt⸗ 
afſiſtentenſtelle mit der eilſten Rangsclaſſe und eine Forſtelevenſtelle mit dem 
Adjutum von 500 fl. jährlich, bis Ende December. (Amtsbl. Nr. 272.) 

Amtsprakticantenſtelle beim Wiener Hauptzollamte mit 300 fl. Adjutum, 
bis Ende December. (Amtsbl. Nr. 272.) 

Offieialsſtelle in der zehnten, eventuell Kanzliſtenſtelle in der eilften Rangs⸗ 
claſſe im Stande der Kanzleibeamten der Steueradminiſtration in Wien, bis 
Ende December. (Amtsbl. Nr. 272.) 


In der C. F. Win terſchen Verlagshandlung in 
ſchienen und in Wien bei Moritz Perles zu haben: 


Die Cummunalſteuerfrage. 


Ausarbeitung eines Referates im Verein für Socialpolitik. 
Mit einem Nachwort: 
Der Verein für Socialpolitik und ſeine Verbindung mit dem volkswirth⸗ 
ſchaftlichen Congreß. 
Von 
Adolf Wagner. 
gr. 8. geh. Preis: 93 kr., franco per Poſt 1 fl. 


Leipzig iſt ſoeben er⸗ 


k. K. Hof- und Staatsdruckerei (Singerstrasse 26). 
Niederösterreichischer 


für das lahr 1878. 


| Mit Benützung amtlicher Quellen zusammengestellt, 


XIII. Jahrgang. 
Gr. 8. Steif geb. in Leinwandrücken. 48 Bo 


Mit einer Beilage. 


Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


